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Zusammenfassung 
Der Verkehrssektor steht vor einem tiefgreifenden
Wandel von einer fossilen zu einer postfossilen
Mobilitätskultur. Dabei spielt der Elektroverkehr
eine zentrale Rolle. Anhand der Ladeinfrastruktur
zeigt sich, dass die Entwicklung des Elektrover-
kehrs als Beitrag zu einer nachhaltigen Verkehrs-
entwicklung politisch gestaltet werden muss. Dazu
fehlen aktuell jedoch die notwendigen politischen
Rahmenbedingungen. Im Ergebnis wird die Ent-
wicklung von ökonomischen Partikularinteressen
bestimmt, während das Gemeinwohlinteresse einer
nachhaltigen Verkehrsentwicklung nachrangig be-
handelt wird. Es wird gezeigt, dass die Herausfor-
derung des anstehenden Transformationswandels
von einer fossilen zu einer postfossilen Mobilitäts-
kultur darin besteht, neue Formen der Kommunika-
tion, Partizipation und Kooperation zu etablieren,
um eine nachhaltige Verkehrsentwicklung zukünf-
tig politisch gestalten zu können. 
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 Abstract 
Governance Deficits in the Field of Transport 
Policy: The Example of Electric Transport 
The transport sector is facing a fundamental
change from a fossil to a post-fossil mobility cul-
ture, where electric transport plays an important
role. Based on the charging infrastructure it ap-
pears that the development of electric transport has
to be shaped politically in order to contribute to a
sustainable transport development. In fact, there is 
a lack of political regulatory framework. Therefore
the recent development is dominated by economic
interests while the public interest of sustainable 
development is lacking. It will be shown that the
challenge of the upcoming transformation from the
fossil to a post-fossil mobility culture will be to es-
tablish new forms of communication, participation
and cooperation to shape a sustainable transport
development politically.  
 
 
Keywords: electric transport, charging infrastruc-
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1 Einleitung 

Die Verkehrspolitik ist ein originäres Feld der Staatstätigkeit. Im Rahmen der Daseins-
vorsorge soll sie jeder Bürgerin und jedem Bürger ein Mindestmaß verkehrlicher Leis-
tungen zur Verfügung stellen, um allen Bevölkerungsgruppen eine gesellschaftliche 
Teilhabe zu gewährleisten. Die Verkehrspolitik sieht ihre Hauptaufgabe darin, die für 
ein funktionierendes Verkehrssystem notwendige Infrastruktur bereit zu stellen, wofür 
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dem Bundesverkehrsministerium bis heute der größte Investivhaushalt zur Verfügung 
steht. Dabei hat sich im Rahmen der Bundesverkehrswegeplanung ein Regime der 
Doppelfinanzierung von Straßen- und Schieneninfrastruktur etabliert, wobei die Finan-
zierung der Straßeninfrastruktur bis heute dominiert.  

In jüngster Zeit ist das jahrzehntelang etablierte festgefügte Verkehrsregime zu-
nehmend in Bewegung geraten. Der motorisierte Straßenverkehr wird immer stärker 
als gesellschaftliches Problem wahrgenommen, sei es aufgrund der negativen gesund-
heitlichen Folgen, den Auswirkungen für den Klimawandel, oder die absehbare End-
lichkeit der Ölreserven, von denen der Verkehrssektor zu über neunzig Prozent ab-
hängt. Vor diesem Hintergrund zeichnet sich ein tiefgreifender Wandel des Verkehrs-
systems von einer fossilen zu einer postfossilen Mobilitätskultur ab, wobei das Haupt-
augenmerk aktuell auf dem Elektroverkehr1 liegt, der in Zukunft auf Basis erneuerbarer 
Energien betrieben werden soll.  

Mit der Kopplung von Verkehrs-, Energie- und Informationssektor eröffnet der 
Elektroverkehr neue Handlungsfelder, in denen sich neben den etablierten Stakehol-
dern zunehmend auch andere Akteure bewegen. Der Verkehrssektor befindet sich in 
einer dynamischen Transformationsphase, deren Entwicklungsrichtung bisher völlig 
offen ist. Damit stellt sich die Frage, wer die zukünftige Entwicklung des Elektrover-
kehrs bestimmt. Im Zuge der neoliberalen Hegemonie hat sich auch im Politikfeld 
Verkehr die Überzeugung verbreitet, dass die Verkehrsentwicklung stärker als in der 
Vergangenheit durch private Akteure auf den Verkehrsmärkten vorangetrieben werden 
soll, während dem Staat allenfalls eine moderierende Rolle zukommt.  

Dementsprechend wurde die dynamische Verkehrsentwicklung der letzten Jahre 
kaum politisch gestaltet, vielmehr ist die öffentliche Hand der Entwicklung hinterherge-
laufen und hat sich darauf beschränkt, Fehlentwicklungen nachträglich zu korrigieren 
(vgl. Bracher u.a. 2014). Insbesondere die Entwicklung des Elektroverkehrs ist vor al-
lem industriegetrieben, während originär verkehrspolitische Ziele, die über eine reine 
Wirtschaftsförderung hinausgehen, bisher kaum zu erkennen sind. Die Erfahrungen mit 
dieser bescheidenen verkehrspolitischen Haltung während der letzten zehn Jahre zeigen, 
dass daraus Probleme für das Gemeinwohl resultieren. Darüber hinaus wird deutlich, 
welche Aufgabe der öffentlichen Hand bei der Gestaltung des Transformationsprozesses 
im Verkehrssektor zukommt, wenn sie dem eigenen Anspruch gerecht werden möchte 
und im Sinne des Gemeinwohls eine nachhaltige Verkehrsentwicklung anstrebt.  

Im Folgenden wird anhand der Ladeinfrastrukturerstellung für Elektroautos in der 
Hauptstadt Berlin gezeigt, welche neuen Herausforderungen sich im Politikfeld Ver-
kehr abzeichnen und welche Rolle der öffentlichen Hand dabei zukommt.  

2 Integrierte Verkehrspolitik 

Die Politik hat sich das programmatische Leitbild einer integrierten Verkehrspolitik 
zum Ziel gesetzt (vgl. Holz-Rau 2018). Der Anspruch besteht darin, Verkehr nicht 
mehr isoliert zu betrachten, sondern im gesellschaftlichen Kontext. Dementsprechend 
thematisiert die Integrierte Verkehrspolitik den Verkehr im Wirkgefüge von fünf 
Handlungsfeldern: Gesellschaft, Technik, Ökologie, Politik und Ökonomie.  

Mit der gesellschaftlichen bzw. sozialen Dimension werden die spezifischen An-
forderungen von Nutzerinnen und Nutzern ins Auge gefasst. Das heißt, der Verkehr 
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wird nicht mehr ausschließlich als quantitatives Mengenphänomen begriffen, dem Poli-
tik und Planung mit einem entsprechenden Infrastrukturausbau begegnen. Vielmehr ge-
raten jetzt qualitative Bedürfnisse der Menschen in den Blick, die von Politik und Pla-
nung neue Antworten erfordern. Das zeigt sich an vielfältigen neuen Konfliktlinien im 
Politikfeld Verkehr, die zu einer zunehmenden Unübersichtlichkeit führen und mani-
festiert sich unter anderem in widersprüchlichen Haltungen der Nutzer_innen, die sich 
z.B. immer stärker für eine gesteigerte Lebensqualität im öffentlichen Stadtraum aus-
sprechen, seine Nutzung aber gleichzeitig einschränken, indem sie ihren Pkw dort par-
ken. Politik und Planung stehen heute vor der Aufgabe, diese Dilemmata aufzulösen.  

Auch im Handlungsfeld Technik sehen sich Verkehrspolitik und -planung mit neu-
en Herausforderungen konfrontiert. Bisher getrennte Bereiche wie der Verkehr-, Ener-
gie- und Informationssektor, werden immer stärker miteinander verknüpft. Das Elekt-
roauto etwa wird als integraler Bestandteil von Stromnetzen für erneuerbare Energien 
konzipiert und zugleich in die Informations- und Kommunikationsnetze eingebunden, 
um zukünftig womöglich autonom zu fahren. Diese Sektorenkopplung erfordert neue 
Formen der Kooperation zwischen Akteuren, die bisher allein auf ihr Kerngeschäft fo-
kussiert waren. Darüber hinaus betreten neue Akteure das Politikfeld Verkehr, die Mo-
bilitätsdienstleistungen anbieten und damit in Konkurrenz zu den etablierten Stakehol-
dern treten. Diese neue Gemengelage ist entsprechend konfliktgeladen und erfordert 
eine politische Moderation im Sinne einer nachhaltigen Verkehrsentwicklung.  

Die Ökologie ist im Politikfeld Verkehr ein relativ neues Handlungsfeld. Während 
das 20. Jahrhundert noch für die Bearbeitung der sozialen Frage stand, entwickelt sich 
das 21. Jahrhundert zur Ära der Ökologie (vgl. Radkau 2011). Dabei stellt der Ver-
kehrssektor eine besondere Herausforderung dar, weil er zum einen der zweitgrößte 
Produzent von CO2-Emissionen ist, hinter der Energiewirtschaft. Noch problematischer 
ist allerdings, dass der Verkehr der einzige Sektor ist, in dem die CO2-Emissionen bis 
heute steigen (vgl. UBA 2018). Das liegt vor allem daran, dass die etwa durch sparsa-
mere Motoren erzielten Effizienzgewinne, durch das absolute Verkehrswachstum wie-
der aufgezehrt und teilweise überkompensiert werden. Anders als in den anderen Sek-
toren wurde im Verkehr keine Verhaltensänderung erreicht, die zu einem geringeren 
Verkehrsaufkommen beigetragen hat. Hier besteht die Aufgabe von Verkehrspolitik 
und -planung darin, neben technischen Innovationen mit dem Ziel der Effizienzsteige-
rung auch soziale Innovationen zu unterstützen, die zu weniger Verkehrsaufkommen 
beitragen. Das erfordert vor allem eine grundlegend neue, weniger raumgreifende Or-
ganisation von Wirtschaft und Gesellschaft, die auf die Überwindung geringerer Dis-
tanzen angewiesen ist und im Ergebnis weniger Verkehr benötigt.  

Das Handlungsfeld Politik sieht sich in wachsendem Maße damit konfrontiert, die 
alten Ressortzuständigkeiten zu überwinden und neue Formen der ressortübergreifenden 
Zusammenarbeit zu entwickeln. Dabei strebt die Integrierte Verkehrspolitik insbesonde-
re eine systematische Verbindung mit der Stadtentwicklungs- und Umweltpolitik an. 
Auf diese Weise soll es möglich werden, politische Entscheidungen im Bereich der 
Stadt- und Raumentwicklung frühzeitig auf ihre verkehrlichen Folgen und die daraus re-
sultierenden Umwelteffekte zu bewerten, um ggf. Alternativen formulieren zu können.  

Schließlich umfasst die Integrierte Verkehrspolitik traditionell auch das Handlungs-
feld der Ökonomie. Das Wirkgefüge von Wirtschaft und Verkehr zeichnet sich durch ei-
ne enge Kopplung aus, die darin zum Ausdruck kommt, dass Wirtschaftswachstum of-
fenbar zwingend mit Verkehrswachstum einhergeht. Die Bemühungen der Vergangen-
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heit, wie im Energiesektor zu einer Entkopplung vom Wirtschaftswachstum zu kommen, 
sind bisher gescheitert. Hinzu kommt, dass sich das Handlungsfeld Ökonomie durch ei-
nen besonderen Integrationsmodus auszeichnet. Während die anderen Handlungsfelder 
auf Formen der Kooperation basieren und damit dem Modus der positiven Integration 
folgen, gründet das Handlungsfeld Ökonomie mit dem über den Markt vermittelten 
Wettbewerb auf dem Modus der negativen Integration. Daraus resultiert ein permanentes 
Spannungsverhältnis, in dem Verkehrspolitik und -planung vermitteln müssen.  

Die Integrierte Verkehrspolitik hat mithin den Anspruch, Verkehrspolitik als Ge-
sellschaftspolitik zu begreifen und entsprechend zu gestalten. Die folgende Analyse der 
Entwicklung der Ladeinfrastruktur für Elektroautos in der Hauptstadt Berlin, nimmt 
den programmatischen Anspruch der Integrierten Verkehrspolitik zum Bewertungs-
maßstab und misst damit die Politik an ihren eigenen Ansprüchen.  

3 Elektroverkehr in der Hauptstadt Berlin2 

Den Ausgangspunkt für die verkehrspolitische Debatte über Elektroverkehr bildete im 
Jahr 2007 das zeitgleiche Zusammentreffen von zwei Ereignissen: die Finanz- und 
Wirtschaftskrise und das Erscheinen des 4. Klimaberichts des Intergovernmental Panel 
on Climate Change (vgl. Schwedes 2013). In dieser Situation sah sich die bundesdeut-
sche Politik von der Industrie gedrängt, die deutsche Wirtschaft und insbesondere die 
ökonomisch bedeutsame Automobilindustrie zu unterstützen. Gleichzeitig musste sie 
sich gegenüber der Öffentlichkeit zunehmend mit Aktivitäten gegen den fortschreiten-
den Klimawandel legitimieren. In dem Konjunkturprogramm II wurde daraufhin, ne-
ben der sog. „Umweltprämie“ (im Volksmund auch „Abwrackprämie“ genannt), vor 
allem der Elektroverkehr gefördert.3 Tatsächlich verhielt sich die deutsche Automobil-
industrie dem Elektroverkehr gegenüber jedoch von Anfang an zurückhaltend. Die 
Energiewirtschaft hingegen sah hier ein neues Geschäftsfeld und setzte sich an die 
Spitze der Bewegung.  

RWE und das Land Berlin 

Die Rheinisch-Westfälische Elektrizitätswerk AG (RWE) übernahm Mitte 2008 die 
Führung, indem der damalige Vorstandsvorsitzende, Jürgen Großmann, an den damali-
gen Regierenden Bürgermeister von Berlin, Klaus Wowereit, herantrat, um einen ex-
klusiven Vertrag zum Aufbau einer flächendeckenden Infrastruktur in Berlin und dar-
über hinaus abzuschließen.4 Das war insofern ungewöhnlich, als die vier großen Ener-
gieversorgungsunternehmen (EVU) sich bis dahin den bundesdeutschen Markt regional 
aufgeteilt hatten und in Berlin der Konkurrent Vattenfall ansässig war.  

Als Vattenfall bekannt wurde, dass RWE an ihnen vorbei einen Vertrag mit der 
Senatskanzlei abschließen wollte, mit dem Ziel sich einen neuen Markt zu erschließen, 
kam es zu einem ersten Konflikt, der von der Senatskanzlei dadurch gelöst wurde, dass 
mit beiden Unternehmen ein gemeinsamer Vertrag geschlossen wurde, der Dritte aus-
schloss (vgl. Abb. 1). Dennoch blieb das Verhältnis zwischen den beiden EVU ange-
spannt, bis zuletzt entwickelte sich keine wirkliche Zusammenarbeit.5 Diese Konflikt-
lage war insofern problematisch, als beide EVU ihre Ladesäulen aufstellten, die von 
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ihren Kunden genutzt werden konnten, aber nicht wechselseitig kompatibel waren. 
Damit entstand von Anfang an kein integriertes, sondern ein segmentiertes Netz, das 
zudem all jene ausschloss, die nicht Vattenfall- oder RWE-Kunden waren.6  
 
Abbildung 1: Konfliktlinien zwischen den EVU und SenStadt 

 
Quelle: Eigene Darstellung 
 
Die Etablierung einer Ladeinfrastruktur in Berlin war also von der Bundespolitik ange-
stoßen worden, die insbesondere die Hauptstadt zum Flaggschiff des Elektroverkehrs 
machen wollte. Von da an wurde die Entwicklung aber vor allem von der Energiein-
dustrie vorangetrieben. Der Regierende Bürgermeister hatte den Vertrag mit dem Ziel 
der Förderung des Elektroverkehrs unterschrieben, ohne dass dem eine verkehrspoliti-
sche Strategie zugrunde lag. Daraufhin erging eine entsprechende Anordnung an die 
Berliner Senatsverwaltung für Stadtentwicklung, den Energiekonzern in seinen Zielen 
tatkräftig zu unterstützen. 

Aus Sicht der Berliner Senatsverwaltung für Stadtentwicklung war dieses Vorge-
hen problematisch, da die Entwicklung des Elektroverkehrs bzw. der Aufbau einer flä-
chendeckenden Ladeinfrastruktur nicht in die Gesamtstrategie der schon vorliegenden 
Planwerke, wie den Stadtentwicklungsplan Verkehr, eingebettet wurde. Das war in der 
Kürze der Zeit auch gar nicht möglich, da es sich bei dem Elektroverkehr um ein neues 
Phänomen handelte, von dem noch keiner sagen konnte, welche Rolle er zukünftig im 
Rahmen einer nachhaltigen Verkehrsentwicklungsstrategie spielen würde und ob es 
dazu einer flächendeckenden Ladeinfrastruktur bedarf. Anstatt den Elektroverkehr im 
Hinblick auf diese Fragen zu prüfen, wurde er umgehend als Hoffnungsträger einer 
nachhaltigen Verkehrsentwicklungsstrategie aufgebaut, der sich zu einem medialen 
Hype verdichtete (vgl. Schwedes/Kettner/Tiedtke 2013). Im Falle von Berlin ergab sich 
dadurch von Anfang an eine Diskrepanz zwischen der fehlenden verkehrspolitischen 
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Strategie bei der Förderung des Elektroverkehrs einerseits, und den schon etablierten 
Verkehrsplanungsstrategien andererseits. So wurde der seit fast zehn Jahren vorliegen-
de Stadtentwicklungsplan (StEP) Verkehr nicht zur Grundlage der Entwicklung einer 
verkehrspolitischen Strategie des Elektroverkehrs genommen, um die in dem Planwerk 
formulierten Ziele zu erreichen. Vielmehr ersetzte Aktionismus ein planerisch abge-
stimmtes und damit in die Gesamtziele eingeordnetes integriertes Vorgehen, wie es der 
StEP Verkehr als Anspruch formuliert.  

RWE in den Bezirken 

Nachdem der Energiekonzern RWE vom Regierenden Bürgermeister die Genehmi-
gung zum Aufbau einer Ladeinfrastruktur in Berlin eingeholt und mit der Senatskanzlei 
und Vattenfall einen Vertrag über ein entsprechendes Pilotprojekt abgeschlossen hatte, 
wendete er sich zunächst an die beiden Berliner Pilot-Bezirke Mitte und Charlotten-
burg-Wilmersdorf.7 Die Berliner Senatsverwaltung für Stadtentwicklung hatte zuvor 
versucht, die Bezirke auf die neuen Anforderungen vorzubereiten und sie gebeten, die 
Umsetzung „mit Hochdruck“ voranzutreiben (vgl. Schwedes u.a. 2011, S. 18) (vgl. 
Abb. 2). Dem Energiekonzern RWE war allerdings nicht klar, dass die Landesregie-
rung gegenüber den Bezirken keine Weisungsbefugnis besitzt, wenn deren eigener 
Straßenraum betroffen ist. Anstatt sich mit den Bezirken abzustimmen, trat RWE ihnen 
anfangs mit vorgefertigten Listen gegenüber, in denen die Standorte der gewünschten 
Ladesäulen eingetragen waren und erwartete die unverzügliche Umsetzung. 
 
Abbildung 2: Konfliktlinien zwischen SenStadt und den Bezirken 

 
Quelle: Eigene Darstellung 
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Abgesehen davon, dass bis dahin nicht geklärt war, ob es für den Elektroverkehr der 
Zukunft einer flächendeckenden Ladeinfrastruktur in hoch verdichteten Innenstädten 
überhaupt bedarf, verfolgte der Energiekonzern RWE bei der Standortwahl vor allem 
spezifische Partikularinteressen und keine verkehrspolitischen oder -planerischen Zie-
le. So war dem Konzern vor allem daran gelegen, die eigene Ladeinfrastruktur mög-
lichst sichtbar und damit werbewirksam im öffentlichen Raum zu platzieren. Seine 
Vorschläge für die Installation von Ladesäulen konzentrierten sich daher auf publi-
kumswirksame Orte wie das Brandenburger Tor, den Reichstag u.a.8 

Aus Sicht der Bezirke war dieses Vorgehen problematisch, denn jede Ladesäule 
verfügte über zwei Ladepunkte, an denen zwei Elektroautos laden konnten, so dass je-
weils zwei öffentliche Stellplätze ausgewiesen werden mussten. Die beiden Berliner 
Bezirke Mitte und Charlottenburg-Wilmersdorf sind aber relativ stark verdichtet und 
verfügbarer öffentlicher Straßenraum ist knapp. Hinzu kam, dass sich schon zu dieser 
Zeit ein wachsender Nutzungskonflikt um den öffentlichen Straßenraum abzeichnete. 
So sollten für den wachsenden städtischen Wirtschaftsverkehr entsprechende Lade-
buchten ausgewiesen werden, um die Friktionen durch in zweiter Reihe parkende Lkw 
zu vermeiden. Zudem begannen einige Bezirke, durch die Einführung einer Parkraum-
bewirtschaftung, das Parken privater Pkw im öffentlichen Stadtraum kostenpflichtig 
und damit weniger attraktiv zu gestalten. Sie gingen stattdessen dazu über, öffentliche 
Stellplätze für Carsharing-Fahrzeuge auszuweisen, um alternative Angebote zum priva-
ten Pkw zu machen. Darüber hinaus gab es immer mehr öffentliche Leihfahrradsyste-
me, die Stellflächen im öffentlichen Raum für ihre Fahrräder benötigten. Schließlich 
nahm auch die Zahl der Radfahrer mit privaten Fahrrädern zu, denen 25.000 Fahrrad-
stellplätze zur Verfügung standen, während der Bedarf schon damals bei 60.000 Stell-
plätzen lag. Kurz: Das Ziel von RWE, öffentlichen Stadtraum für ladende Elektroautos 
zu nutzen, stand in Konkurrenz zu verkehrspolitischen Zielen der Bezirke, die ebenfalls 
auf öffentliche Flächen angewiesen waren und provozierte wachsende Spannungen 
zwischen RWE und den Bezirken (vgl. Abb. 3). 

In all diesen Fällen mussten die Bezirke also abwägen, für welche Nutzung sie öf-
fentlichen Raum zur Verfügung stellen und welchen Stellenwert sie dem Elektrover-
kehr dabei einräumen wollten. Doch während in den genannten Fällen die Argumente 
für oder gegen eine bestimmte Nutzungsform vorlagen, galt dies nicht für öffentliche 
Stellplätze für ladende Elektroautos. Wie gezeigt wurde, wusste seinerzeit niemand, 
welche Form der Ladeinfrastruktur nötig war, um den Elektroverkehr erfolgreich ein-
zuführen. Demgegenüber war die Strategie von RWE eindeutig: Der Konzern strebte 
einen flächendeckenden „Roll Out“ an, in Berlin und Brandenburg sowie im gesamten 
Bundesgebiet. Das Ziel war es einerseits, durch die Etablierung einer flächendecken-
den Ladeinfrastruktur harte Fakten zu schaffen und auf diese Weise die Entwicklungs-
richtung des Elektroverkehrs zu beeinflussen.9 Darüber hinaus wurde mit dieser Strate-
gie aber vor allem eine marktbeherrschende Stellung angestrebt. Diese betriebswirt-
schaftliche Unternehmensstrategie erfolgte im Blindflug: Weder wusste der Konzern, 
ob eine flächendeckende Ladeinfrastruktur erforderlich ist, noch hatte er ein entspre-
chendes Geschäftsmodell, wobei sich das eine aus dem anderen ergab. Das Kalkül be-
stand darin, mit der flächendeckenden Ladeinfrastruktur bundesweit die eigenen Stan-
dards zu setzen, womit der Konzern seine eigene Nachfrage geschaffen und auf dieser 
Grundlage ein Geschäftsmodell hätte entwickeln können.  
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Abbildung 3: Konfliktlinien zwischen RWE und den Bezirken 

 
Quelle: Eigene Darstellung  
 
Während also die Strategie einer flächendeckenden Ladeinfrastruktur aus Sicht des 
Energieunternehmens, bei aller Ungewissheit, eine gewisse Plausibilität hatte, war sie 
für die Bezirke verkehrspolitisch nicht nachvollziehbar und stand zudem in Konkur-
renz zu bekannten und teilweise bewährten Nutzungsalternativen. Insgesamt entstand 
eine komplexe Akteurskonstellation, die durch zahlreiche Konfliktlinien belastet war 
(vgl. Abb. 4). 

Gleichwohl sahen sich die meisten Bezirke, aufgrund der überwiegend euphori-
schen gesellschaftlichen Stimmungslage gegenüber dem Hoffnungsträger Elektrover-
kehr, zunehmend unter Druck, dem Wunsch der Bundes- und Landesregierung zu ent-
sprechen und RWE beim Aufbau von Ladesäulen zu unterstützen. Wie schon im Falle 
der Landesregierung zeigte sich auch auf Bezirksebene, dass der Elektroverkehr in der 
Regel nicht in eine verkehrspolitische Strategie eingebunden werden konnte. Das hatte 
zur Folge, dass die meisten Bezirke keine gut begründeten Alternativen formulieren 
konnten, um sich gegen die Ladeinfrastruktur zu wehren. Eine Ausnahme bildete der 
Berliner Bezirk Pankow. 
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Abbildung 4: Die konfliktreiche Akteurskonstellation in Berlin 

 
Quelle: Eigene Darstellung 

RWE und der Berliner Bezirk Pankow 

Der Berliner Bezirk Pankow verfolgte seinerzeit schon eine dezidiert integrierte Ver-
kehrspolitik mit dem Ziel einer nachhaltigen Verkehrsentwicklung. Das Ziel bestand 
darin, den öffentlichen Stadt- und Straßenraum auf Kosten des Autoverkehrs für andere 
Nutzergruppen zu erschließen. Durch Bordsteinvorstreckungen und den Bau von Rad-
wegen setzte der Bezirk insbesondere auf den Fuß- und Radverkehr. Auch Stellflächen 
für öffentliche Fahrradleihsysteme wurden vom Bezirk zur Verfügung gestellt. Auf der 
anderen Seite senkte der Bezirk die Attraktivität des Autoverkehrs durch die Einfüh-
rung von Parkraumbewirtschaftung. Darüber hinaus wurden Autostellplätze in Fahr-
radstellplätze umgewandelt. Gleichzeitig hat der Bezirk Pankow seinerzeit als erster 
Berliner Bezirk öffentliche Stellplätze für Carsharing-Autos bereitgestellt, um eine at-
traktive Alternative zum privaten Pkw anzubieten.  

Aufgrund der verkehrspolitischen Strategie mit dem klaren Ziel, durch die Zurück-
drängung des Autoverkehrs eine nachhaltige Verkehrsentwicklung zu unterstützen, 
verfügte der Bezirk über Bewertungskriterien, um den Elektroverkehr im Rahmen einer 
nachhaltigen Verkehrsentwicklungsstrategie einzuordnen. Als der Energiekonzern RWE 
in dem Bezirk Pankow Ladesäulen aufstellen wollte, wurde ihm angeboten, die vom 
Bezirk zur Verfügung gestellten Stellplätze für Carsharing-Autos mit Ladesäulen aus-
zustatten, um mittel- und langfristig die kollektiv genutzte Autoflotte zu elektrifizieren. 
Dieses Angebot, sich in ein integriertes Verkehrskonzept einzufügen, lehnte der Ener-
giekonzern in dem Maße ab, wie es seiner eigenen, auf Partikularinteressen gerichteten 
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Strategie widersprach. Bis heute gibt es in Pankow daher keine RWE-Ladesäulen für 
Elektroautos. 

Im Rahmen einer wissenschaftlichen Studie wurde untersucht, wie groß der Bedarf 
für eine flächendeckende Ladeinfrastruktur in dem Pankower Stadtteil Prenzlauer Berg 
ist (vgl. Ahrend u.a. 2014). RWE war seinerzeit davon ausgegangen, dass alle Bewoh-
ner_innen, die aktuell mit dem privaten Auto auf der Straße parken (die sog. Laternen-
parker), in Zukunft ihr privates Elektroauto im öffentlichen Straßenraum laden müssen. 
Es wurde also, von der aktuellen Situation ausgehend, eine zukünftige Entwicklung 
prognostiziert und eine entsprechende Ladeinfrastruktur abgeleitet. In Abgrenzung zu 
dieser traditionellen Anpassungsplanung, wurden im Rahmen der wissenschaftlichen 
Studie Haushalte mit einem privaten Pkw daraufhin untersucht, wie sie das Auto nut-
zen, um die konkreten Bedarfe zu ermitteln (vgl. ebd.). Dabei hat sich gezeigt, dass die 
meisten Haushalte ihr Fahrzeug die Woche über gar nicht nutzen, sondern ihren Alltag 
mit anderen Verkehrsmitteln bestreiten. Den privaten Pkw halten sie trotz der damit 
verbundenen Kosten für bestimmte Gelegenheiten, wie Wochenendausflüge oder 
Transporte, für die sie keine adäquate Alternative sehen.  

Vor diesem Hintergrund eröffnen sich für eine Integrierte Verkehrspolitik völlig 
neue verkehrspolitische Handlungsoptionen, die darauf ausgerichtet sind, den Haushal-
ten für die wenigen Situationen, in denen sie ein Auto benötigen, adäquate Alterna-
tivangebote zu machen. Das könnten z.B. nahe gelegene Mobilitätsstationen sein, in 
denen für die unterschiedlichen Nutzungsanforderungen entsprechende Fahrzeugtypen 
und Mobilitätsdienstleistungen zur gemeinschaftlichen Verwendung zur Verfügung ge-
stellt werden. Diese Mobilitätsstationen könnten zudem in Quartiersgaragen integriert 
werden, in denen jene Haushalte ihr Fahrzeug abstellen können, die trotz der Angebote 
nicht auf den privaten Pkw verzichten. In diesem Fall würde es ausreichen, die Quar-
tiersgaragen mit der notwendigen Ladeinfrastruktur auszustatten.  

Im Ergebnis wäre eine verkehrspolitische Strategie zur Entwicklung des Elektro-
verkehrs nicht mehr darauf angewiesen, eine flächendeckende Ladeinfrastruktur im öf-
fentlichen Stadtraum zu errichten und damit die skizzierten Nutzungskonflikte zu pro-
vozieren. Vielmehr würde der öffentliche Stadtraum entlastet und damit die Nutzungs-
konflikte entschärft. Eine Integrierte Verkehrspolitik, die im Sinne des Gemeinwohls 
auf eine nachhaltige Verkehrsentwicklung zielt, würde sich mit den dazugewonnenen 
öffentlichen Freiräumen zudem neue Handlungsspielräume eröffnen und könnte zum 
Beispiel den Ausbau der Fahrradinfrastruktur vorantreiben.  

4 Neue Herausforderungen im Politikfeld Verkehr: 
Kooperation, Partizipation und Kommunikation 

Die Analyse der beschriebenen vielfältigen Konflikte zeigt, dass drei immer wieder-
kehrende, quer zu den beschriebenen Konfliktlinien liegende Konfliktmodi identifiziert 
werden können (vgl. Abb. 5). 

Das erste Konfliktfeld zeigt sich im Spannungsfeld zwischen den beiden gegen-
sätzlichen Funktionsweisen von Konkurrenz und Kooperation. Besonders deutlich wird 
dieser Konfliktmodus in der Interaktion der beiden EVU. Während der Energiemarkt in 
der Vergangenheit zwischen den großen Energieunternehmen in regionale Energiemo-
nopole aufgeteilt war, bewegen sich die Energieunternehmen in jüngster Zeit zuneh-
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mend über ihre angestammten Monopolgrenzen hinweg, um sich neue Märkte zu er-
schließen. Indem sie auf diese Weise zwangsläufig in das angestammte Revier ihrer 
Mitbewerber drängen, treten sie in direkte Konkurrenz zu ihnen, wodurch das über 
Jahrzehnte erstarrte Oligopol plötzlich in Bewegung gerät (vgl. Scheer 2005, 2010).  

Diese Entwicklungstendenz erfährt durch die neuen Anforderungen des elektri-
schen Individualverkehrs eine zusätzliche Dynamik. So zeichnet sich ab, dass der Elek-
troverkehr im Allgemeinen und der auf Grundlage erneuerbarer Energien im Besonde-
ren Impulse für eine dezentrale Energieversorgung liefert. Schon jetzt treten neue 
Energieanbieter auf, die sich auf kleinteilige Energieversorgungskonzepte spezialisie-
ren. Darüber hinaus ist in den letzten Jahren eine Welle der Rekommunalisierung der 
Energieversorgung zu beobachten, die in dieselbe Richtung weist (vgl. Becker 2010; 
Matecki/Schulten 2013). Schließlich bringt der Elektroverkehr völlig neue Akteurskon-
stellationen mit sich, wobei die EVU nur einen Akteur u.a. darstellen.  

Im vorliegenden Fall sieht sich Vattenfall mit dem Marktkonkurrenten RWE kon-
frontiert. Der eigentliche Konflikt ergab sich nicht etwa aus der Konkurrenz der beiden 
EVU, sondern aus der sachlich begründeten Kooperation. Denn während die Anforde-
rungen einer flächendeckenden Ladeinfrastruktur im öffentlichen Raum für Elektro-
fahrzeuge eine Kooperation der EVU erfordern, sind deren Handlungsstrategien wei-
terhin durch Konkurrenzverhalten geprägt. Wie gezeigt wurde, musste im vorliegenden 
Fall die Politik als moderierende Instanz intervenieren, um die divergierenden Interes-
sen zusammen zu zwingen. Entgegen dem vom Senat selbst formulierten Anspruch ei-
nes diskriminierungsfreien Systemzugangs, wurde jedoch nur ein Kompromiss erwirkt, 
der beiden EVU eine Sonderstellung gegenüber potentiellen Wettbewerbern einräumt 
und es ihnen ermöglicht, andere Wettbewerber auszuschließen.  

Das Ergebnis war in mehrfacher Hinsicht unbefriedigend. Zum einen hat die poli-
tisch erzwungene Friedenspflicht zwischen den beiden EVU Vattenfall und RWE nicht 
zu einer produktiven Zusammenarbeit mit etwaigen Synergien geführt. Vielmehr hatte 
jedes Unternehmen weitgehend unabhängig voneinander ein Projekt durchgeführt, das 
jeweils spezifische Akzente setzte, die weitgehend losgelöst nebeneinander her exis-
tierten. So stellt sich vor dem Hintergrund dieser Erfahrungen die Frage, ob die erfolg-
reiche Marktetablierung der Invention Elektroverkehr auf absehbare Zeit nicht viel 
stärker auf Formen der Kooperation angewiesen ist. Dafür spricht nicht nur der beo-
bachtete wachsende Zwang zur Zusammenarbeit „der großen Vier“, wie im Falle von 
Vattenfall und RWE gezeigt, sondern auch das Auftreten völlig neuer Akteure auf dem 
Energiemarkt, sowie die schon erwähnte wachsende Tendenz der dezentralen Energie-
versorgung.  
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Abbildung 5: Konfliktmodi 

 
Quelle: Eigene Darstellung  
 
Der zweite Konfliktmodus bezeichnet das Spannungsfeld zwischen den Funktionslogi-
ken Hierarchie und Partizipation. Er strukturiert vor allem das Verhältnis zwischen 
dem Senat und den Bezirken. Dabei zeichnet sich im Falle Berlins eine Entwicklung 
ab, die sich von dem zentralistisch organisierten und hierarchisch strukturierten Regie-
rungs- und Verwaltungshandeln hin zu gleichberechtigten Aushandlungsverfahren be-
wegt. Der deutlichste Ausdruck dieser Entwicklung war die Abschaffung der Fachauf-
sicht des Senats gegenüber den Bezirken, wodurch die Eigenständigkeit der Bezirke 
auf Kosten der Gestaltungsmacht des Senats gestärkt wurde (vgl. Nissen 2002, S. 166ff.). 
Während die Wirtschaftsvertreter diese Entwicklung beklagen, da sie sich mit einem 
unübersichtlichen politischen Flickenteppich konfrontiert sehen, und darauf hinwirken, 
diese Entwicklung wieder rückgängig zu machen, erkennt die Politikwissenschaft darin 
einen Paradigmenwechsel in entwickelten demokratischen Gesellschaften von der tra-
ditionellen staatlichen Herrschaft, dem Government, hin zu einer stärkeren Beteiligung 
zivilgesellschaftlicher Akteure, der Governance (vgl. Bandelow u.a. 2016). Die Umset-
zung einer integrierten Verkehrspolitik kann mithin nur dann gelingen, wenn die Ab-
stimmung zwischen Senat und Bezirken verbessert wird und verkehrspolitische Maß-
nahmen stärker als bisher in der Öffentlichkeit zur Diskussion gestellt werden. Auf die-
se Weise wäre es möglich, die zukünftige Rolle und den Stellenwert des Elektroautos 
im Rahmen einer nachhaltigen Berliner Verkehrsentwicklungsstrategie im Sinne des 
Gemeinwohls zu verhandeln, ohne dass einzelne Partikularinteressen die Entscheidung 
maßgeblich bestimmen. 

Der Plan zur Bewältigung großer gesamtgesellschaftlicher Herausforderungen, wie 
die Etablierung des Elektroverkehrs, lässt sich demnach nicht mehr, wie in der Ver-
gangenheit, von oben nach unten anordnen. Vielmehr ist davon auszugehen, dass die 
vielfältigen spezifischen Interessen vor Ort stärker als zuvor im Rahmen einer inte-
grierten politischen Strategie berücksichtigt werden müssen. Vor diesem Hintergrund 
befindet sich Berlin mit seinem seit vielen Jahren in verschiedenen Rahmenwerken 
formulierten Ansatz einer integrierten Stadt- und Verkehrsentwicklung auf einem fort-
schrittlichen Weg (vgl. Rauterberg-Wulff 2008). Gleichwohl klafft diesbezüglich noch 
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eine Kluft zwischen dem programmatisch formulierten Anspruch integrierter Entwick-
lungskonzepte und den oben beschriebenen Beharrungskräften alter segmentierter Poli-
tik- und Verwaltungsstrukturen, die eine ressortübergreifende Zusammenarbeit zwi-
schen Senat und Bezirken bis heute erschwert (vgl. Bracher 2011). Akteuren aus der 
Wirtschaft wird es dadurch schwergemacht, sich in Berlin zu bewegen.  

Für die zukünftige Entwicklung des Elektroverkehrs in Berlin folgt daraus, dass ei-
ne erfolgreiche Etablierung nur im Rahmen einer abgestimmten Gesamtstrategie gelin-
gen wird. Dazu müssen noch die verbindlichen Formen einer politischen Zusammenar-
beit entwickelt werden, um in Zukunft den programmatischen Ansprüchen auch in der 
Umsetzung gerecht zu werden. Die Zukunft des Elektroverkehrs in Berlin wird sich 
nicht zuletzt an dem politischen Reformwillen entscheiden sowie der Fähigkeit diesen 
im Sinne der skizzierten Gesamtstrategie umzusetzen. 

Der dritte Konfliktmodus schließlich berührt das Verhältnis zwischen den EVU 
und den Bezirken und kann mit dem Gegensatzpaar Blockade versus Kommunikation 
beschrieben werden. Die Bezirke fühlten sich bei der Entscheidung, Berlin zum Expe-
rimentierfeld für Elektroverkehr zu machen von Anfang an zu wenig einbezogen, ins-
besondere von Seiten des Senats. Demensprechend skeptisch verhielten sie sich an-
fangs dem Thema gegenüber. Dass das Pilotprojekt in den ersten beiden Bezirken den-
noch in Gang kam, war sicherlich auch der kurzen Bedenkzeit aufgrund der beschrie-
benen Rahmenbedingungen und des politischen Drucks geschuldet. Im Verlauf des 
Projekts wuchsen aber erneut die Vorbehalte, wozu insbesondere ein gestörtes Verhält-
nis zu dem Energiekonzern RWE beitrug. Während die Bezirke von traditionell guten 
Beziehungen zu dem lokalen Energieanbieter Vattenfall berichteten, beklagten sie im 
Falle von RWE fehlende Kommunikationsangebote. Die zu geringe Kommunikations-
bereitschaft von RWE, so ein Bezirksvertreter, hätte gleichsam eine „Verhinderungs-
welle“ auf Seiten der Bezirke bewirkt.  

Bei einem Treffen, zu dem die Senatsverwaltung für Stadtentwicklung nach einem 
Jahr alle Bezirke eingeladen hatte, um sich ein Bild vom Stand des Elektroverkehrs in 
Berlin zu machen, wurde der Unmut gebündelt artikuliert. Sowohl die beiden Pionierbe-
zirke wie auch viele der anderen Berliner Bezirke, bei denen RWE angefragt hatte, um 
auch dort die Ladeinfrastruktur einzuführen, verweigerten sich mittlerweile. Das lag vor 
allem, wie oben dargelegt, an fehlenden Informationen. So war unklar, wie viele der mit 
RWE im Rahmen des Pilotprojekts vereinbarten Ladestationen schon aufgebaut sind. 
Darüber hinaus gab es keine Informationen darüber, ob und in welcher Häufigkeit die 
Ladestationen genutzt wurden, so dass zum damaligen Zeitpunkt auch nicht klar war, ob 
die von RWE angestrebte flächendeckende Ladeinfrastruktur überhaupt benötigt wird.  

Anstatt verstärkt eine Klärung dieser und anderer Fragen im gemeinsamen Gespräch 
zu suchen, setzte RWE den Schwerpunkt unverändert auf die Umsetzung der gemeinsa-
men Vereinbarung mit dem Berliner Senat. Auch Angebote von Senatsseite und einzel-
nen Bezirken sich im Rahmen integrierter verkehrspolitischer Entwicklungsstrategien für 
Elektroverkehr zu beteiligen, wurden von RWE immer wieder abgelehnt. Bei den be-
troffenen Akteuren auf Bezirksebene traf dieses Vorgehen zunehmend auf Widerstand 
und erzeugte entsprechende Blockaden bei der Errichtung der Ladeinfrastruktur.  

Vor diesem Hintergrund stellt sich zum einen die Frage, ob eine solche fehlende 
Kooperationsbereitschaft politisch noch zeitgemäß ist und zum anderen, ob sie mit 
Blick auf die Anforderungen des Elektroverkehrs sachlich angemessen ist. Wenn es 
richtig ist, dass die Invention Elektroverkehr neue Formen der Kooperation erfordert, 
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wie anhand des Konfliktmodus Konkurrenz versus Kooperation zwischen den EVU 
angedeutet wurde, und überdies neue partizipative Regierungsformen an Bedeutung 
gewinnen, die gleichberechtigte gegenüber hierarchischen Verfahren aufwerten, wie 
am Verhältnis von Senat und Bezirken dargestellt, dann ist zu vermuten, dass zukünftig 
auch kommunikativen Aushandlungsverfahren gegenüber hierarchischen Organisati-
onsform ein größerer Stellenwert eingeräumt werden muss. Kommunikative Aushand-
lungsverfahren können dazu beitragen, zukünftig Blockadehaltungen zu vermeiden.  

Das Land Berlin ist mittlerweile von der passiven zu einer proaktiven Strategie 
übergegangen.10 Anstatt sich darauf zu beschränken, die Errichtung einer flächende-
ckenden Ladeinfrastruktur in den hochverdichteten Berliner Bezirken den EVU zu 
überlassen, hat die Hauptstadt eine öffentliche Ausschreibung für eine Ladeinfrastruk-
tur durchgeführt und einen Anbieter ausgewählt, der die vom Land Berlin definierten 
Anforderungen eines diskriminierungsfreien Zugangs erfüllt und sich in eine städtische 
Gesamtstrategie einfügt.11 Nach der rot-rot-grünen Regierungsbildung im Jahr 2017 
zeichnet sich in Berlin zudem erstmals seit der Wiedervereinigung eine verkehrspoliti-
sche Strategie ab. Das gerade verabschiedete Mobilitätsgesetz könnte die verbindliche 
Grundlage für eine Integrierte Verkehrspolitik bilden, die den Elektroverkehr im Rah-
men einer nachhaltigen Verkehrsentwicklungsstrategie entwickelt.12  

5 Fazit 

Der Elektroverkehr steht exemplarisch für den sich abzeichnenden tiefgreifenden Wan-
del von der fossilen zu einer postfossilen Mobilitätskultur. Ein vergleichbarer Trans-
formationsprozess vollzog sich im Verkehrssektor zuletzt im Rahmen der Hochurba-
nisierung Ende des 19./Anfang des 20. Jahrhunderts (vgl. Lenger 2013). Um das Leben 
vieler Menschen auf engstem Raum zu ermöglichen, wurde seinerzeit die staatliche 
Leistungsverwaltung etabliert. Die öffentliche Hand sollte im Rahmen der Daseinsvor-
sorge insbesondere jene basalen Infrastrukturleistungen erbringen, die für eine funktio-
nierende Stadtgesellschaft notwendig sind. Damals entstanden die heute so selbst-
verständlichen Netzinfrastrukturen wie die Wasserversorgung und -entsorgung, Strom- 
und Kommunikationsnetze sowie die Verkehrsnetze.  

Die sich aktuell abzeichnende Verknüpfung städtischer Verkehrs-, Strom- und 
Kommunikationsnetze im Zuge der Entwicklung des Elektroverkehrs, erinnert in vieler 
Hinsicht an die historischen Vorläufer. Zugleich werden aber auch Unterschiede deut-
lich, vor allem die Rolle der öffentlichen Hand hat sich gewandelt. Während dem ur-
sprünglichen Konzept der Daseinsvorsorge ein autoritäres Staatsverständnis zugrunde 
lag und die staatliche Leistungsverwaltung weitgehend autark von der öffentlichen 
Hand erbracht wurde, hat sich das Staatsverständnis in demokratischen Gesellschaften 
hin zum Gewährleistungsstaat gewandelt (vgl. Ringwald 2008). Demnach hat der Staat 
nicht mehr die alleinige Entscheidungskompetenz, noch erbringt ausschließlich er die 
Leistungen der Daseinsvorsorge. Vielmehr sieht sich der Staat heute mit einer Vielzahl 
gesellschaftlicher Akteure konfrontiert, die Einfluss auf die politische Willensbildung 
ausüben – der Staat hat Gesellschaft bekommen (vgl. Schuppert 2008).  

Anhand der Entwicklung der Ladeinfrastruktur in der Hauptstadt Berlin konnte die 
sich daraus ergebende vielschichtige gesellschaftliche Akteurskonstellation aufgezeigt 
werden, zu der sich in jüngster Zeit neben dem Staat und der Wirtschaft immer häufi-
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ger zivilgesellschaftliche Akteure gesellen und die im Rahmen der alten gesellschaftli-
chen Strukturen vielfältige Konfliktlinien provoziert. Um die dadurch entstehenden 
Blockaden zukünftig zu vermeiden, sind stärker auf Kommunikation gerichtete Steue-
rungsformen erforderlich. Das Konzept der Daseinsvorsorge muss dementsprechend 
von einem autoritär-hierarchischen zu einem partizipativen Verfahren weiterentwickelt 
werden. Insbesondere das Politikfeld Verkehr, das in den letzten Jahren stark durch 
Wettbewerb und Konkurrenz geprägt wurde, erfordert eine Reorganisation im Sinne 
kooperativer Steuerungsmechanismen (vgl. Knauff 2004). Schließlich müssen zentra-
listisch organisierte und hierarchisch strukturierte politische Entscheidungsprozesse 
geöffnet werden für neue Verfahren einer aktiven und machtvollen Beteiligung.  

Das fehlende ‚Matching‘ von neuen Anforderungen und alten Gesellschaftsstruktu-
ren bewirkt aktuell eine Schwächung politischer Handlungsfähigkeit. Das kann dazu 
führen, dass sich private Partikularinteressen durchsetzen und zukünftige Entwicklun-
gen in ihrem Sinne gestalten. Dabei spielt die Entwicklung von für das Gemeinwohl 
bedeutsamen Netzinfrastrukturen damals wie heute eine große Rolle. Wie das Beispiel 
der Ladeinfrastruktur für Elektrofahrzeuge zeigt, zeichnen sich dabei vielfältige Kon-
fliktlinien ab, die politisch im Spannungsfeld positiver (politischer) und negativer 
(ökonomischer) Integration entschieden werden müssen.  

Die Aufgabe einer Integrierten Verkehrspolitik besteht mithin darin, die Konflikte 
zu bearbeiten, nicht sie zu vermeiden. Während das Politikfeld Verkehr bis heute 
hochgradig vermachtet und intransparent ist, ist eine Integrierte Verkehrspolitik auf ei-
ne politische Konfliktkultur angewiesen, die es erlaubt, Interessenskonflikte öffentlich 
anzusprechen und zu verhandeln, bevor sie politisch im Sinne des Gemeinwohls ent-
schieden werden. Die Herausforderung des anstehenden Transformationswandels von 
einer fossilen zu einer postfossilen Mobilitätskultur besteht daher in der Etablierung 
neuer Formen der Kommunikation, Partizipation und Kooperation, um eine nachhaltige 
Verkehrsentwicklung zukünftig politisch gestalten zu können. 

Anmerkungen 
 

1 Im Weiteren wird bewusst der Begriff Elektroverkehr genutzt und von dem populären Begriff der 
Elektromobilität abgegrenzt. Während Verkehr, im Sinne des Alltagsverständnisses, die physische 
Bewegung im Raum bezeichnet, wird unter Mobilität die subjektive Wahrnehmung potenzieller Be-
weglichkeit aus Nutzersicht verstanden, die sich am Grad gesellschaftlicher Teilhabe bemisst. Da sich 
die Debatte um Elektromobilität in erster Linie auf das technische Artefakt Elektroauto konzentriert 
und die Frage, wie es insbesondere als Stadtauto in urbanen Räumen genutzt werden kann, lautet die 
angemessene Bezeichnung Elektroverkehr. In anderen Worten: Aus subjektiver Sicht ist man im Ver-
brennungsauto ebenso mobil wie im Elektroauto.  

2 Die folgenden Ausführungen basieren auf der Studie von Schwedes u.a. (2011) und wurden bis in die 
Gegenwart fortgeführt. Dabei handelt es sich um eine Untersuchung des politischen Entscheidungs-
prozesses, der durch die Methode der teilnehmenden Beobachtung sowie Experteninterviews nachvoll-
zogen wurde.  

3 Während die „Umweltprämie“ aus Mitteln der öffentlichen Hand innerhalb von einem Jahr mit fünf 
Mrd. Euro finanziert wurde, die insbesondere der deutschen Automobilindustrie zugutekamen, wurde 
der Elektroverkehr bis zur Einführung der Prämie für den Kauf eines Elektroautos 2017 nur ver-
gleichsweise bescheiden mit mehreren hundert Millionen Euro gefördert.  

4 Der Werbeslogan des Energiekonzerns RWE lautete dementsprechend ‚VoRWEg gehen‘  
5 Das aggressive Konkurrenzverhältnis drückte sich exemplarisch in einer internen Arbeitssitzung aus, 

als der leitende RWE-Manager auf die Frage, ob man sich mit Vattenfall absprechen solle, antwortete: 
„Warum mit Fröschen reden, wenn man den Teich austrocknen kann“.  
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6 In dem Vertrag mit dem Land Berlin war ursprünglich ein diskriminierungsfreier Zugang für die Lad-
einfrastruktur im öffentlichen Straßenraum vereinbart worden.  

7 RWE war eine Kooperation mit dem Automobilkonzern Daimler eingegangen, Vattenfall mit 
BMW. 

8 Hier scheiterte RWE regelmäßig an den Einwänden des Denkmalschutzes. Nachdem der Konzern sei-
ne Interessen nicht wie erwartet von oben nach unten „durchlobbyieren“ konnte, wie es ein Bezirksver-
treter ausdrückte, schaltete RWE als vermittelnde Instanz ein mit den Bezirken vertrautes Planungsbü-
ro ein (vgl. Schwedes u.a. 2011, S. 30).  

9 Die Technikgeneseforschung kennt viele historische Beispiele, die zeigen, wie durch große, kostenin-
tensive Infrastrukturmaßnahmen langfristige Entwicklungspfade bestimmt wurden (vgl. Wieland 2009; 
Fischedick/Grunwald 2017). 

10 Für Hinweise zum aktuellen Stand möchte ich mich bei Hermann Blümel von der Senatsverwaltung 
für Umwelt, Verkehr und Klimaschutz bedanken. 

11 Nachdem RWE auch nach langen Verhandlungen mit dem Land Berlin nicht bereit war, einen diskri-
minierungsfreien Zugang seiner im öffentlichen Straßenraum errichteten Ladesäulen zu gewährleisten 
und sich zudem weigert, die Kosten der Demontage ihrer Ladeinfrastruktur zu übernehmen, stehen 
sich das Land und der Konzern seit Jahresbeginn 2018 vor dem Verwaltungsgericht gegenüber.  

12 Vgl. ttps://www.berlin.de/senuvk/verkehr/mobilitaetsgesetz/download/171212_Entwurf_ Mobilitaets-
gesetz_Senatsvorlage.pdf 
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